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(Nr. 10371.) Geſetz über Aenderungen des Geſetzes, betreffend das Pfandrecht an Privat⸗ 
eiſenbahnen und Kleinbahnen und die Zwangsvollſtreckung in dieſelben, vom 
19. Auguſt 1895. Vom 11. Juni 1902. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 

verordnen unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 

was folgt: i 
Artikel 1, 

Das Geſetz, betreffend das Pfandrecht an Privateiſenbahnen und “Kleine 
bahnen und die Zwangsvollſtreckung in dieſelben, vom 19. Auguſt 1895 (Geſetz— 
Samml. S. 499) wird dahin geändert: : 

1. Im §. 1 werden die Worte: „als Einheit (Bahneinheit) einen Gegen— 

ſtand des unbeweglichen Vermögens“ erſetzt durch die Worte: 
„eine Einheit (Bahneinheit).“ ii 

2. Im F. 5 Abſ. 1 Satz 2 werden die Worte: „jedoch unbeſchadet der 

an der Bahn begründeten Pfandrechte ($. 19) “ erſetzt durch die Worte: 
„jedoch unbeſchadet der Vorſchriften des §. 19.“ : 
3. Im §. 8 wird der Satz 4 geftrichen. 
4. Der H. 9 erhält folgende Faſſung: ey, 
obi Auf das Verfahren bei Führung der Bahngrundbücher finden 
die Vorſchriften der Grundbuchordnung GReichs-Geſetzbl. 1898 
S. 754) ſowie die zu ihrer Ausführung und Ergänzung dienenden 
Vorſcchriften entſprechende Anwendung, ſoweit nicht in dieſem Geſetz 
< eein Anderes beſtimmt iſt. 3 
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5. An die Stelle des $. 10 Abſ. 1 treten folgende Vorſchriften: 

Die Einrichtung der Bahngrundbücher beſtimmt ſich nach 
den Anordnungen des Juſtizminiſters, ſoweit ſie nicht in dieſem 
Geſetze geregelt iſt. 

Jede Bahneinheit erhält ein Grundbuchblatt. Die Vor⸗ 
ſchriften der §§. 3 bis 5 der Grundbuchordnung finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

Jedes Grundbuchblatt erhält einen beſonderen Abſchnitt für 
die in dieſem Geſetze vorgeſchriebenen Angaben über den Beſtand 
der Bahneinheit (Titel). ; 

6. Im F. 11 wird der Abſ. 4 geſtrichen. 
7. Im $. 12 werden erſetzt: 
a) im Abſ. 1 Satz 1 und im Abſ. 2 die Worte „Pfandrechten“, 
„Pfandrechte“ durch die Worte: 

„Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden;“ 

p) im Abſ. 1 Satz 4 das Wort „Eigenthumsbeſitz“ durch das Wort: 

„Eigenbeſitz.“ 

8. Im F. 14 werden erſetzt: 
a) im Satz 2 das Wort „Pfandrechte“ durch die Worte: 

„Hypotheken, Grundſchulden oder Rentenſchulden an der 

Bahneinheit (Bahnpfandſchulden);“ 

b) im Satz 3, 4 das Wort „Pfandrechte“ durch das Wort: 

„Bahnpfandſchulden.“ 

9. Im F. 15 werden: 
a) im Abſ. 2 Satz 3 die Worte „gemäß $. 2 der Grundbuchordnung“ 
geftrichen ; 
p) im Abſ. 4 die Worte: „In den — Frankfurt“ erſetzt durch 
die Worte: 
„In den vormals Großherzoglich Heſſiſchen Landestheilen 
und in dem vormals Landgräflich Heſſiſchen Amte Homburg“ 
und das Wort: „Geldgerichte)“ geſtrichen. 
10. Der dritte Abſchnitt erhält die Ueberſchrift: 
Rechtsverhältniſſe der Bahneinheiten. 
11. Der F. 16 erhält folgende Faſſung: sA | 

Für die Bahneinheit gelten die ſich auf Grundſtücke bee 
ziehenden Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ſoweit nicht 
aus dieſem Geſetze fich ein Anderes ergiebt. 

Mit der gleichen Beſchränkung finden die für den Erwerb 
des Eigenthums und für die Anſprüche aus dem Eigenthum an 
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Grundſtücken geltenden Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
auf die Bahneinheit entſprechende Anwendung. 

Soweit am Sitze des für die Führung des Bahngrundbuchs 
zuſtändigen Gerichts landesgeſetzliche Vorſchriften beſtehen, welche 
die in den Abſätzen 1 und 2 bezeichneten Vorſchriften ergänzen 
oder abändern, find fie neben dieſen Vorſchriften oder ftatt ihrer 
maßgebend. 

12. Der §. 17 erhält folgende Faſſung: 

: Zur Eintragung einer Grundſchuld oder Rentenſchuld an 
einer Bahneinheit iſt bei Privateiſenbahnen die Genehmigung des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten erforderlich. 

13. An die Stelle des §. 18 treten folgende Vorſchriften: 


§. 18. 

Auf eine Hypothek für Theilſchuldverſchreibungen auf den 
Inhaber finden die Vorſchriften der §§. 9 und 16 mit folgenden 
Maßgaben Anwendung: 

1. Die Eintragung iſt öffentlich bekannt zu machen. 

2. Zur Löſchung der Hypothek für eine fällige Theilſchuldver⸗ 
ſchreibung bedarf es der Vorlegung der Urkunde nicht, wenn 
der Bahneigenthümer den Betrag der Forderung unter Ver: 
zicht auf das Recht zur Rücknahme hinterlegt hat. Die 
Vorlegung eines Zinsſcheins wird durch die in gleicher Weiſe 
erfolgte Hinterlegung ſeines Betrags erſetzt. 

Gründet ſich der Löſchungsantrag ganz oder theilweiſe 
auf Hinterlegung, ſo iſt die Löſchung öffentlich bekannt zu 
machen. 

3. Zu einer Eintragung auf Grund eines Beſchluſſes der 
Gläubigerverſammlung nach den $$. 11 bis 13 des Reichs- 
geſetzes, betreffend die gemeinſamen Rechte der Beſitzer von 
Schuldverſchreibungen, vom 4. Dezember 1899 (Reichs 
Geſetzbl. S. 691) bedarf es der Vorlegung der Urkunde nicht. 
Die Eintragung iſt öffentlich bekannt zu machen. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 Nr. 2, 3 finden entſprechende 
Anwendung, wenn eine für den Inhaber des Briefes ein- 
getragene Grundſchuld oder Rentenſchuld in Theile zerlegt iſt. 

14. Der vierte Abſchnitt fällt weg. 
15. Der fünfte Abſchnitt erhält die Ueberfchrift: 
Vierter Abſchnitt. 
Zwangsvollſtreckung. Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung 
in beſonderen Fällen. 
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§. 32 erhält folgende Faſſung: 

Auf die Zwangsvollſtreckung in die Bahneinheit finden die 
Vorſchriften der Reichsgeſetze ſowie der zu ihrer Ausführung und 
Ergänzung dienenden Landesgeſetze über die Zwangsvollſtreckung 
in Grundſtücke nach Maßgabe der $$. 33 bis 45 entſprechende 
Anwendung. 


17. Im §. 33 werden erſetzt: 


a) 


b 


— 


18. Als 


WEM 


b) 


im Satz 1 die Worte „einer vollſtreckbaren Forderung im Bahn- 

grundbuche die Bahneinheit in dem letzteren“ durch die Worte: 
„einer Sicherungshypothek für die Forderung eines Gläubigers 
die Bahneinheit in dem Bahngrundbuche;“ 

im Satz 2 die Worte „der vollſtreckbaren Forderungen“ durch 

die Worte: 

„der Sicherungshypothek“ ; 
und die Worte „mit dem nach der Zeit — als Zeit der Ent: 
ſtehung des Pfandrechts“ durch die Worte: 

„mit dem Range, welcher der Zeit des Einganges des An— 

trags entſpricht; mit dieſer Zeit gilt die Sicherungshypothek 

in Anſehung des Rechtes auf Befriedigung aus der Bahn⸗ 
einheit als entſtanden.“ 
§. 33a wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

Die Zwangsverſteigerung oder die Zwangsverwaltung darf 
nach dem Erlöſchen der für das Bahnunternehmen ertheilten 
Genehmigung nicht mehr angeordnet werden. Ein zur Zeit des 
Erlöſchens der Genehmigung anhängiges Verfahren iſt aufzuheben. 
F. 34 werden erſetzt: : 

im Abf. 1 Satz 1 die Worte „gemäß §. 124 des Geſetzes vom 
Re Juli 1883 rückſtändiges Kaufgeld als Hypothek“ durch die 
orte: 

„nach F. 128 des Reichsgeſetzes über die Zwangsverſteigerung 

und die Zwangsverwaltung eine Sicherungshypothek für die 

Forderung gegen den Erſteher;“ 

im Abi. Satz 2 die Worte „in Gemäßheit der bezeichneten 
Vorſchrift“ durch die Worte: 
„nach $. 130 des Reichsgeſetzes;“ 


c) un Abſ. 2 die Worte „der Vermerk über den Antrag auf Zwangs⸗ 


verſteigerung oder Zwangsverwaltung ($$. 18 „139 des Geſetzes 
vom 13. Juli 1883)“ durch die Worte: 
„die Anordnung der Zwangsverſteigerung oder Zwangsver⸗ 
waltung.“ 
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20. Der $. 35 Satz 2 erhält folgende Faſſung: 5 
Die Vorſchriften des §. 2 Abſ. 2 des Reichsgeſetzes über die 
Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung finden entſprechende 
Anwendung. 


21. Der F. 36 Satz 1 erhält unter Streichung der Worte „(F. 36 des 
Geſetzes vom 13. Juli 1883) den Zuſatz: 
„, liegen mehrere Beſchlagnahmen vor, ſo finden die Vorſchriften 
des §. 13 Abſ. 3 des Reichsgeſetzes über die Zwangsverſteigerung 
und die Zwangsverwaltung entſprechende Anwendung.“ 


2. Der $. 37 erhält folgende Faſſung: 

Für das Recht auf Befriedigung aus der Bahneinheit gelten 
die Vorſchriften des §. 10 des Reichsgeſetzes über die Zwangs⸗ 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung und die Artikel 1 bis 3 
des Ausführungsgeſetzes vom 23. September 1899 GGeſetz Samml. 
S. 291) mit folgenden Maßgaben: 

J. Die nach den §§. 6 und 7 dieſes Geſetzes begründeten Anſprüche 
auf Entſchädigung gewähren ein Recht auf Befriedigung 
nach den in §. 10 Nr. 1 des Reichsgeſetzes bezeichneten An- 
ſprüchen. Das Recht erliſcht, wenn der Entſchädigungs⸗ 
anſpruch nicht innerhalb eines Jahres nach der Erklärung 
der Bahnaufſichtsbehörde gerichtlich geltend gemacht und bis 
zur Anordnung des Vollſtreckungsverfahrens verfolgt wird. 

2. Das in $. 10 Nr. 2 des Reichsgeſetzes bezeichnete Recht auf 
Befriedigung ſteht denjenigen zu, welche ſich dem Eigen— 
thümer der Bahn für den Betrieb zu dauerndem Dienſte 
verdungen haben. 

3. Das in §. 10 Nr. 3 des Reichsgeſetzes bezeichnete Recht auf 
Befriedigung gewähren nach folgender Rangordnung, bei 
gleichem Range nach dem Verhältniß ihrer Beträge, die 
Anſprüche auf Entrichtung: 

a) der in Artikel 1 Abſ. 1 Nr. 1 des Ausführungsgeſetzes 
bezeichneten Laſten, die auf den zur Bahneinheit ge- 
hörenden Grundſtücken haften; 

b) der zur Staatskaſſe fließenden Abgaben für den Bahn⸗ 
betrieb ſowie der in Artikel 3 des Ausführungsgeſetzes 
bezeichneten Laſten, die in Anſehung der zur Bahn⸗ 
einheit gehörenden Grundſtücke zu entrichten find; 
der in Artikel 1 Abſ. 1 Nr. 2 und in Artikel 2 des 
Ausführungsgeſetzes bezeichneten Laſten, die für den 
Bahnbetrieb oder in Anſehung der zur Bahneinheit 
gehörenden Grundſtücke zu entrichten ſind. 
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4. Nach den in F. 10 Nr. 3 des Reichsgeſetzes bezeichneten An— 
ſprüchen gewähren ein Recht auf Befriedigung die Anſprüche 
auf Erſtattung von Beträgen, welche innerhalb des letzten 
Jahres im gegenſeitigen Bahnverkehre von einem anderen 
Bahnunternehmer ausgelegt oder für ihn erhoben oder für 
die Benutzung von Fahrbetriebsmitteln zu entrichten ſind 
(Abrechnungsforderungen). 


Im F. 38 werden die Worte „Einleitung der“ geſtrichen. 
Im F. 39 Satz 1 werden die Worte „einzuleiten“, „Einleitung“ erſetzt 
8 nen, 11 g 


durch die Worte: ; 
„anzuordnen“, „Anordnung.“ 


Im F. 40 werden die Worte „Fg. 142 und 144 des Geſetzes vom 


13. Juli 1883“ erſetzt durch die Worte: 

7 S§. 150, 153 und 154 des Reichsgeſetzes über die Zwangs⸗ 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung.“ 

F. 41 erhält folgende Faſſung: 

Bei der Vertheilung der Ueberſchüſſe der Zwangsverwaltung 
find die in $. 37 Nr. 1 und 4 bezeichneten Anſprüche nach der 
dort beſtimmten Rangordnung in ihrem ganzen Betrage zu be 
richtigen. : 

Vor den in F. 10 Nr. 5 des Reichsgeſetzes über die Zwangs⸗ 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung bezeichneten Anſprüchen 
ſind die während des Verfahrens fällig werdenden Forderungen 
aus Theilſchuldverſchreibungen auf den Inhaber zu berichtigen, 
ſoweit die Berichtigung nicht aus ſtatutenmäßig dazu beſtimmten 
Fonds, die nicht zur Bahneinheit gehören, erfolgt. Dieſe Vorſchrift 
findet keine Anwendung, wenn den Forderungen fällige Bahn⸗ 
pfandſchulden vorgehen oder die Zwangsverſteigerung angeordnet 
oder das Konkursverfahren eröffnet iſt. 


De 
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„Im F. 42 werden die Worte „Einleitung der“ geſtrichen und die 


Worte „(F. 14 Ziffer 1 des Geſetzes vom 13. Juli 1883) “/ erſetzt 
durch die Worte: 


„Artikel 4 des Ausführungsgeſetzes vom 23. September 1899).“ 


Als F. 42a wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 


Die Terminsbeſtimmung muß auch durch mindeſtens einmalige 
Einrückung in die durch die Statuten oder die Bedingungen der 
Ausgabe von Theilſchuldverſchreibungen beſtimmten Blätter öffentlich 
bekannt gemacht werden. 


Im §. 43 wird das Wort „Kaufbedingungen“ durch das Wort 
„Verſteigerungsbedingungen“ erſetzt. 
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30. Der F. 44 erhält folgende Faſſung: 

Die Terminsbeſtimmung foll zur Bezeichnung der Bahn 
einheit eine den weſentlichen Inhalt der Genehmigung wieder⸗ 
gebende Beſchreibung der Bahn enthalten. 

31 Als F. 44a wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

Ht der Werth der Bahneinheit feſtzuſtellen, fo erfolgt die 
Feſtſtellung durch das Gericht nach Anhörung der Bahnaufſichts⸗ 
behörde. . ; 

32. Im F. 45 werden erſetzt: 
a) die Sätze 2, 3, 4 durch folgende Vorſchriften: 

Wird die Genehmigung verſagt, ſo hat das Gericht 
den Beſchluß, durch den der Zuſchlag ertheilt iſt, aufzuheben 
und den Zuſchlag zu verſagen. Der neue Beſchluß iſt allen 
Betheiligten zuzuftellen; eine Verkündung findet nicht ſtatt. 
Die Zuſtellung des Beſchluſſes wirkt wie eine einſtweilige 
Einſtellung des Verfahrens. 

b) der Satz 5 durch folgenden Abſ. 2: r | 

Der. Termin zur Vertheilung des Verſteigerungserlöſes 
iſt erſt dann zu beſtimmen, wenn die Genehmigung zum 
Erwerbe der Bahn beigebracht iſt. 


33. Als $. 45a wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

Die Vorſchriften der $$. 172 bis 184 des Reichsgeſetzes 
über die Zwangsverſteigerung und die Zwangsverwaltung gelten 
mit den Aenderungen, die ſich aus den Vorſchriften dieſes Ab— 
ſchnitts ergeben, auch für Bahneinheiten. 

34. Im F. 46 werden 
a) im Abſ. 1 ſtatt des Satzes 2 folgende Vorſchriften eingeſtellt: 
Die Vorſchriften über das geringſte Gebot finden keine 
Anwendung. Das Meiſtgebot iſt in ſeinem ganzen Betrage 
durch Zahlung zu berichtigen. 
p) im Abſ. 2 die Worte „Einleitung der“ geſtrichen. 
35. Im F. 47 wird 
a) der Abſ. 2 Satz 1 durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
So lange nach dem Erlöſchen der Genehmigung die 

Bahneinheit fortbeſteht, kann die Zwangsvollſtreckung in die 

zu ihr gehörigen Gegenſtände nur von einem Gläubiger be— 

trieben werden, der auf Grund eines den Bahnpfand- 
gläubigern gegenüber wirkſamen Rechtes Befriedigung aus 
den Gegenſtänden zu ſuchen berechtigt iſt. 


36. 


37. 


38. 


39. 


40. 


41. 
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b) im Abſ. 2 Satz 2 das Wort „ ‚dieſelben“ erſetzt durch die Worte: 
„die Gegenſtände;“ 

e) der Abſ. 2 Satz 3 geftrichen; 

d) folgender Abſ. 3 zugefügt: 

In den Fällen der Abſätze 1 und 2 endigt mit dem 
Beginne der Zwangsvollſtreckung die Zugehörigkeit des 
Gegenſtandes zur Bahneinheit, unbeſchadet der an ihm vor— 
her begründeten Rechte. Mit der Aufhebung der Voll— 
ſtreckungsmaßregel wird der Gegenſtand wieder Beſtandtheil 
der Bahneinheit. Das Gleiche gilt von dem Erlöſe, ſoweit 
er dem Bahneigenthümer zufällt. 
Die § . 32 bis 47 erhalten folgende Reihenfolge: 

§§. 32, 33, 35, 33a, 34, 36, 37, 42, 44, 42a, 43, 44a, 

45, 38 bis 41, 47, 45 a, 46. 

In der Ueberſchrift des ſechsten Abſchnitts wird das Wort „Sechster“ 
durch das Wort „Fünfter“ erſetzt. 

Im F. 50 und im F. 53 Abſ. 4 werden die $$. 540, 531 bis 538 
erſetzt durch die §§. 577, 568 bis 575. 

Im F. 51 werden die Worte „findet — nicht ſtatt“ erſetzt durch die 
Worte: 

„können die einzelnen Bahnpfandgläubiger ihr Recht nicht ſelb— 
ſtändig geltend machen.“ 

§. 56 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 

Bei der Vertheilung beſtimmen ſich die Betheiligten und die 
Rangordnung, nach welcher ihre Anſprüche ein Recht auf Be— 
friedigung gewähren, nach den für die Vertheilung des Erlöſes 
im Falle der Zwangsverſteigerung geltenden Vorſchriften; an die 
Stelle der Beſchlagnahme tritt die in §. 49 Satz 1 beſtimmte 
Bekanntmachung. Die in §. 37 Nr. bezeichneten Entſchädigungs⸗ 
anſprüche gewähren nur ein Recht auf Befriedigung aus dem 
einzelnen Grundſtücke. Die Vertheilungen an die Bahnpfand— 
gläubiger erfolgen, ohne daß es einer Anmeldung bedarf, auf 
Grund des Bahngrundbuchs. 


An die Stelle des $. 57 treten folgende Vorſchriften: 


§. 57. a 
Nach der letzten Vertheilung und nach der Rechnungslegung 
des Liquidators beſchließt auf den von dem Liquidator und dem 


Ausſchuſſe der Bahnpfandgläubiger geſtellten Antrag das Gericht 
die Aufhebung der Zwangsliquidation. 


De 
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Gegen den Beſchluß findet Beſchwerde nach Maßgabe der 
Deutſchen Civilprozeßordnung (§§. 568 bis 575) ſtatt. 
Die Aufhebung iſt öffentlich bekannt zu machen. 


§. 57a. 

Das Gericht hat die Einftellung der Zwangsliquidation zu 
beſchließen, wenn die Bahnpfandgläubiger der Einſtellung zu⸗ 
ſtimmen. Die Vorſchriften des $. 57 Abſ. 2, 3 finden entſprechende 
Anwendung. 

Für die Inhaber von Theilſchuldverſchreibungen kann die 
Zuſtimmung nach Maßgabe der §§. 57b bis 57d durch Beſchluß 
einer Verſammlung der Gläubiger ertheilt werden. 


§. 57 b. 

Die Verſammlung wird durch das Gericht, bei welchem das 
Bahngrundbuch geführt wird, berufen. Die Berufung findet 
ſtatt, wenn fie unter Angabe des Zweckes ſowie unter Einzahlung 
eines zur Deckung der Koſten hinreichenden Betrags von 
Gläubigern, deren Theilverſchreibungen zuſammen den fünfund⸗ 
zwanzigſten Theil des Betrags der Bahnpfandſchuld darſtellen, 
oder von dem Eigenthümer der Bahn oder dem Konkursverwalter 
beantragt, oder wenn ſie von der Bahnaufſichtsbehörde ver- 
langt wird. 

Die Berufung erfolgt durch öffentliche Bekanntmachung unter 
Angabe des Zweckes. 

Gegen den die Berufung ablehnenden Beſchluß des Gerichts 
findet Beſchwerde nach Maßgabe der Deutſchen Zivilprozeßordnung 
(§§. 568 bis 575) ſtatt. 

§. 57. 


Die Verſammlung findet unter Leitung des Gerichts ſtatt. 

Der Beſchluß wird nach Mehrheit der Stimmen gefaßt. 
Stimmenmehrheit iſt vorhanden, wenn die Mehrzahl der im 
Termin anweſenden Gläubiger ausdrücklich zuſtimmt und die Ge— 
ſammtſumme der Theilſchuldbeträge der Zuſtimmenden wenigſtens 
zwei Dritttheile der Geſammtſumme der Bahnpfandſchuld beträgt. 
Gezählt werden nur die Stimmen der Gläubiger, welche die 
Theilſchuldverſchreibungen nach Anordnung des Gerichts Hinter- 
legt haben. 

§. 57d. 

Der Beſchluß der Verſammlung bedarf der Beſtätigung des 
Gerichts; vor der Beſtätigung iſt die Bahnaufſichtsbehörde zu 
hören. Auf die Beſtätigung, deren Wirkung und Anfechtung 
finden die Beſtimmungen der $$. 181 184 Abſ. 2 185, 186 
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Nr. 1, 188, 189, 193, 195, 196 der Deutſchen Konkurs— 
ordnung entſprechende Anwendung. Der Antrag auf Verwerfung 
des Beſchluſſes, ſowie die ſofortige Beſchwerde gegen die Ent- 
ſcheidung über die Beſtätigung ſteht jedem Inhaber einer Theil— 
ſchuldverſchreibung zu. Der rechtskräftig beſtätigte Beſchluß iſt 
in Ausfertigung zu den Grundakten der Bahn zu bringen. 
42. In der Ueberfehrift des ſiebenten Abſchnitts wird das Wort „Siebenter“ 
durch das Wort „Sechster“ erſetzt. 
43. Im F. 58 werden erſetzt: 
a) im Satz 2 das Wort „fünften“ durch das Wort „vierten“; 
b) die Sätze 3, 4 durch folgenden Abſ. 2: 

Die Zwangsvollſtreckung in das Nutzungsrecht umfaßt 
auch die in F. 4 bezeichneten Gegenſtände, ſoweit ſie dem 
Nutzungsberechtigten gehören. Auf die Zwangsvollſtreckung 
in einzelne dieſer Gegenſtände findet die Vorſchrift des §. 47 
Abſ. 1 Anwendung. 

44. Im F. 61 fällt der Abſ. 2 Satz 2 weg. 
45. Die $$. 62 bis 64 fallen weg. 


Artikel 2. 

Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten und der Juſtizminiſter werden 
ermächtigt, den Text des im Artikel 1 bezeichneten Geſetzes, wie er ſich aus den 
dort vorgeſehenen Aenderungen ergiebt, unter Weglaſſung des F. 65, im 
Uebrigen unter fortlaufender Nummernfolge der Paragraphen und mit der 
Ueberſchrift: „Geſetz über die Bahneinheiten“ durch die Geſetz-Sammlung bekannt 
zu machen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin im Schloß, den 11. Juni 1902. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Bülow. v. Thielen. Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. v. Podbielski. 
Frhr. v. Hammerſtein. Möller. 


„„ 


(Nr. 10372.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
die Bergwerke im Bezirke des Amtsgerichts Battenberg. Vom 30. Juni 1902. 


Auf Grund der $$. 26, 27, 39, 62 des Geſetzes, betreffend das Grundbuch— 
weſen und die Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Gebiete 
der vormals freien Stadt Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen 
und Landgräflich Heſſiſchen Gebietstheilen der Provinz Heſſen-Naſſau, vom 
19. Auguft 1895 (Geſetz-Samml. S. 481) und des Artikels 5 der Verordnung, 
betreffend das Grundbuchweſen, vom 13. November 1899 (Geſetz-Samml. 
S. 519) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von Anſprüchen 
behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs 
Monaten 

für ſämmtliche im Bezirke des Amtsgerichts Battenberg belegenen, vor dem 

J. Oktober 1895 verliehenen Bergwerke 


am 1. Auguſt 1902 beginnen ſoll. 
Berlin, den 30. Juni 1902. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


